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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 857 bis 864:
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk sichert die pluralistische, staatsferne und unabhängige

Berichterstattung und kann daher ein Punkt der Orientierung auch im Angesicht von

Desinformationskampagnen sein. Es ist wichtig, dass er diese bewährte Funktion auch im

Digitalen ausfüllen kann. Die dafür nötigen Reformen sichern wir mit einer auskömmlichen

Finanzierung und verlässlichen Rahmenbedingungen. Auf europäischer Ebene unterstützen wir

eine Plattform, die länderübergreifend die öffentlich-rechtlichen Informationsangebote

zusammenführt und zugänglich macht.(ÖRR) sichert pluralistische, staatsferne und

unabhängige Berichterstattung und wirkt als Bollwerk gegen Desinformation durch höchste

journalistische Standards. Die Transformation ins Digitale unterstützen wir mit verlässlichen

Rahmenbedingungen dort, wo der Bund medienpolitischen Gestaltungsspielraum hat - etwa bei

der Journalismus- und Infrastrukturförderung. Zur breiteren Finanzierung des ÖRR wollen wir

gemeinsam mit den Ländern die Befreiungstatbestände für Sozialleistungsempfänger*innen

abschaffen und die entsprechenden Sozialleistungen um die Höhe des Rundfunkbeitrags

erhöhen. Auf europäischer Ebene unterstützen wir eine Plattform, die öffentlich-rechtliche

Informationsangebote länderübergreifend bündelt und zugänglich macht.

Begründung

Der aktuelle Entwurf lässt eine klare Trennung der föderalen Zuständigkeiten vermissen. Die

Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird durch die Länder im Rahmen ihrer

Rundfunkhoheit geregelt, nicht durch den Bund. Diese Zuständigkeit muss im Programmtext

deutlicher hervorgehoben werden. Deklaratorisches sollten wir daher möglichst minimieren im

ersten Satz und den dafür klar und deutlich.

Dort, wo der Bund Gestaltungsspielraum besitzt – etwa indirekt über Infrastruktur- oder

Journalismusförderung –, sollte er diesen aktiv nutzen, um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu

stärken, aber auch die Privaten (ÄA folgt noch).

Zusätzlich kann der Bund als Träger vieler Sozialleistungen mit den Ländern darauf hinwirken, die

Befreiungstatbestände abzuschaffen, sofern die betroffenen Leistungen entsprechend um den

Rundfunkbeitrag erhöht werden. Das sorgt für eine gerechtere Lastenverteilung, entlastet

Beitragszahler*innen und wahrt gleichzeitig die Staatsferne der Rundfunkfinanzierung. Dieser

Ansatz wurde bereits von der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs (KEF) in ihrem

Sondergutachten empfohlen. Laut KEF-Sonderbericht („Sonderbericht der KEF zu finanziellen

Auswirkungen möglicher Ansätze zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks“, 27. September

2024, Seite 72, abrufbar unter https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/

Dokumente/ReformStV/KEF-

Sonderbericht_zu_finanziellen_Auswirkungen_moeglicher_Ansaetze_zur_Reform_des_oe-

WP-01-K3-857

https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/ReformStV/KEF-Sonderbericht_zu_finanziellen_Auswirkungen_moeglicher_Ansaetze_zur_Reform_des_oe-r._Rundfunks_final.pdf
https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Dokumente/ReformStV/KEF-Sonderbericht_zu_finanziellen_Auswirkungen_moeglicher_Ansaetze_zur_Reform_des_oe-r._Rundfunks_final.pdf
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r._Rundfunks_final.pdf) könnten durch die Abschaffung der Befreiungstatbestände deutliche

Entlastungen für Beitragszahler*innen erzielt werden.

Die Umsetzung dieses Vorschlags würde nicht nur zur finanziellen Stabilität des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks beitragen, sondern auch die hitzige öffentliche Debatte um

Beitragserhöhungen und Finanzierungslücken entschärfen.
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